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Sehr geehrte Mandanten,

2017 ist Bundestagswahl. Bei uns erfahren Sie schon heute eine steu-

erliche Änderung der dann neuen Regierung: Egal, welche Partei oder

welche Koalition das Ruder dann in der Hand hält, die Abgeltungsteuer

wird mit hoher Wahrscheinlichkeit abgeschafft werden.

Der Grund: Einmal hat die Abgeltungsteuer in der Praxis nicht die

gewünschten Vereinfachungen gebracht, da in vielen Fällen eine Erklä-

rung der Kapitaleinkünfte erforderlich blieb. Zudem ist durch die Wei-

terentwicklung des gläsernen Steuerbürgers die Abgeltungsteuer auch

nicht mehr so nötig: Der Staat weiß ohnehin, was man so hat.

Der wichtigste Grund dürfte aber sein: Ohne Abgeltungsteuer gibt es

höhere Steuereinnahmen. Immerhin werden Zinseinnahmen und Co

derzeit nur mit 25 Prozent herangezogen, während dies ohne Abgel-

tungsteuer auch schnell 30, 40 oder mehr Prozent werden.

Bei Einführung der Abgeltungsteuer wurde auch die Bemessungs-

grundlage verbreitert. Wird diese nun eins zu eins in die tarifliche

Besteuerung übernommen, bedeutet dies Mehreinnahmen für den

Staat. Allein die Besteuerung zum persönlichen Steuersatz könnte

mehr Steuereinnahmen bringen. Der Steuersatz wirkt schließlich pro-

gressiv. D.h., je mehr Einnahmen, desto höher der persönliche Steuer-

satz. Da bei Abschaffung der Abgeltungsteuer auch die Kapitalerträge

unter den persönlichen Steuersatz fallen, würde dies auch zu einem

Sprung in der Progression führen - also zu einem höheren Steuersatz

auf alle Einkünfte.

Nach der Wahl erwarten wir daher die Einführung einer Kapitalertrag-

steuer als Quellensteuer, ohne abgeltende Wirkung.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.10.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.10. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Oktober 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Oktober 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.10.2016.

Anmerkung: In Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen ist der 31.10.2016 ein Feiertag. Aus 

diesem Grund sind die Sozialversicherungsbeiträge für Oktober dort 

bereits bis zum 26.10.2016 zu zahlen. Die Beitragsnachweise müssen 

bis zum 24.10.2016 vorliegen.

Finanzamt: Darf Besteuerungsgrundlagen an gKV 
übermitteln

Das Finanzamt ist berechtigt und verpflichtet, einer gesetzlichen Kran-

kenversicherung auf deren Antrag die für eine Beitragsbemessung frei-

willig versicherter Mitglieder erforderlichen Besteuerungsgrundlagen 

bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2014 mitzuteilen. Hierzu ge-

hörten auch die Einkünfte des Ehepartners, der kein Mitglied einer ge-

setzlichen Krankenversicherung ist, so das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg.

Die Klägerin ist nicht in einer gesetzlichen Krankenversicherung ver-

sichert. Ihr Ehemann ist freiwillig in einer gesetzlichen Krankenver-

sicherung versichert. Die Krankenkasse des Ehemannes hatte diesen 

erfolglos aufgefordert, zur Beitragsbemessung das Einkommen seiner 

Ehefrau mitzuteilen. Daher forderte die Krankenkasse das beklagte Fi-

nanzamt auf, ihr die Einkünfte der Eheleute auf einem Vordruck mit-

zuteilen. Das beklagte Finanzamt gab Auskunft für die Veranlagungs-

zeiträume 2011 und 2012. Für 2013 lagen ihm keine Daten vor. Die 

Klägerin wandte sich gegen die Weitergabe der Daten, forderte das 

beklagte Finanzamt auf, künftig keine Daten mehr zu übermitteln und 

bat um Bestätigung. Dies lehnte das Finanzamt ab: Die Weitergabe von 

Daten zur Beitragsfestsetzung sei erforderlich und gesetzlich zulässig.

Das FG Baden-Württemberg entschied, die Klage sei als vorbeugende 

Unterlassungsklage als Unterfall der Leistungsklage zulässig, da die be-

gehrte Unterlassung der Datenübermittlung an die gesetzliche Kran-

kenversicherung als Vorgang im Wege der Amtshilfe zwischen zwei Be-

hörden kein mit Einspruch anfechtbarer Verwaltungsakt sei. Die Klage 

sei aber nur bezüglich einer Datenübermittlung für Veranlagungszeit-

räume ab 2015 begründet. Die Finanzbehörde sei für Veranlagungs-

zeiträume bis einschließlich 2014 nach § 31 Absatz 2 Abgabenordnung 

berechtigt und verpflichtet, den Trägern der gesetzlichen Sozialversi-

cherung alle relevanten Daten des Betroffenen mitzuteilen, die für die 

Beitragsfestsetzung von Bedeutung seien. Betroffene seien auch dritte 

Personen, wie die Klägerin, da deren Daten für die Beitragsfestsetzung 

relevant seien.

Nach sozialrechtlichen Vorschriften setzten sich die beitragspflichtigen 

Einnahmen von Mitgliedern, deren Ehegatte keiner gesetzlichen Kran-

kenkasse angehöre, aus den eigenen Einnahmen und denen des Ehe-

gatten zusammen. Die sozialgesetzliche Ermächtigungsgrundlage für 

die Einbeziehung der Einkünfte der Klägerin in die Bemessungsgrund-

lage für die Beiträge des Ehemanns sei verfassungsgemäß. Nach § 240 

Absatz 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch VI richte sich die Beitragsbelastung 

nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Mitglieds. Bei verhei-

rateten Mitgliedern erhöhe sich diese aufgrund familienrechtlicher An-

sprüche. Mit Wirkung zum 01.08.2014 sei ein neuer zweiter Halbsatz 

angefügt worden. Danach könne die gesetzliche Krankenversicherung 

für einen freiwillig Versicherten den Höchstbeitrag festsetzen, sofern 

das Mitglied trotz Verlangen keine beitragspflichtigen Einnahmen be-

lege. Eine Mitteilung des Finanzamts sei damit ab Veranlagungszeit-

raum 2015 für die Beitragsbemessung nicht mehr erforderlich.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 22.04.2016, 13 K 

1934/15
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Disagio: Marktüblichkeit entscheidet über  
Möglichkeit des Sofortabzugs

Ein Disagio ist nur dann nicht sofort als Werbungskosten abziehbar, 

wenn es sich nicht im Rahmen des am aktuellen Kreditmarkt Üblichen 

hält. Wann dies der Fall ist, ist laut Bundesfinanzhof (BFH) eine Frage 

der tatrichterlichen Würdigung. Werde eine Disagiovereinbarung mit 

einer Geschäftsbank wie unter fremden Dritten geschlossen, indiziere 

dies die Marktüblichkeit.

Die Kläger erwarb für 1,5 Millionen Euro ein Mehrfamilienhaus. Den 

Kaufpreis finanzierte er mit einem bei einer Geschäftsbank aufge-

nommenen Hypothekendarlehen über einen Darlehensbetrag von no-

minell 1.333.000 Euro. Der Nominalzinssatz betrug bei einer festen 

Zinsbindung von zehn Jahren 2,85 Prozent jährlich. Bei der Berechnung 

dieses Zinssatzes war ein Disagio von zehn Prozent der Darlehenssum-

me berücksichtigt. Bei der Ermittlung der Einkünfte aus der Vermie-

tung des Mehrfamilienhauses machte der Kläger das Disagio in Höhe 

von 133.000 Euro als sofort abziehbare Werbungskosten geltend. Im 

Einkommensteuerbescheid berücksichtigte das beklagte Finanzamt 

nur einen Betrag von 66.725 EUR als Werbungskosten, da nur der 

marktübliche Teil von fünf Prozent des Disagios sofort abziehbar sei. 

Der darüber hinausgehende Disagiobetrag werde auf den Zinsfest-

schreibungszeitraum von zehn Jahren verteilt und im Streitjahr nur an-

teilig in Höhe von 6.673 Euro berücksichtigt. Die Klage hatte vor dem 

Finanzgericht (FG) keinen Erfolg, die sodann erhobene Revision schon. 

Der BFH hob das FG-Urteil auf und verwies die Sache zurück. Das FG 

habe hinsichtlich der Marktüblichkeit des streitbefangenen Disagios zu 

Unrecht eine Feststellungslastentscheidung getroffen.

Gemäß § 11 Absatz 2 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) seien Aus-

gaben für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden 

sind. Werden Ausgaben für eine Nutzungsüberlassung von mehr als 

fünf Jahren im Voraus geleistet, seien sie gemäß § 11 Absatz 2 Satz 

3 EStG insgesamt auf den Zeitraum gleichmäßig zu verteilen, für den 

die Vorauszahlung geleistet wird. Nach § 11 Absatz 2 Satz 4 EStG sei 

diese Regelung (Satz 3) auf ein Disagio nicht anzuwenden, soweit die-

ses marktüblich ist. Danach sei auch ein marktübliches Disagio, das für 

einen Kredit über eine Laufzeit von mehr als fünf Jahren gezahlt wird, 

nicht auf die Laufzeit zu verteilen, sondern könne im Jahr der Leistung, 

also des Abflusses, voll zum Abzug gebracht werden, so der BFH. Was 

marktüblich ist, sei nach den aktuellen Verhältnissen auf dem Kredit-

markt bezogen auf das konkrete finanzierte Objekt zu entscheiden. Die 

Marktüblichkeit an einen festen Zinssatz zu koppeln, komme insoweit 

nicht in Betracht.

Abzugrenzen sei das marktübliche Disagio von „ungewöhnlichen“ 

Gestaltungen, die sich nicht in dem auf dem aktuellen Kreditmarkt 

üblichen Rahmen halten. Wann dies der Fall ist, sei eine Frage der ta-

trichterlichen Würdigung, erläutert der BFH weiter. Werde eine Zins- 

und Disagiovereinbarung mit einer Geschäftsbank wie unter fremden 

Dritten geschlossen, indiziere dies die Marktüblichkeit. Angesichts der 

üblichen Pflicht von Geschäftsbanken zur Risikokontrolle seien mit 

einer Geschäftsbank vereinbarte Zinsgestaltungen regelmäßig als im 

Rahmen des am Kreditmarkt Üblichen zu betrachten. Diese Vermu-

tung könne widerlegt werden, wenn besondere Umstände vorliegen, 

die dafür sprechen, dass der Rahmen des am Kreditmarkt Üblichen 

verlassen wird. Solche Umstände könnten etwa in einer besonderen 

Kreditunwürdigkeit des Darlehensnehmers, besonderen persönlichen 

Beziehungen der Beteiligten zueinander oder ganz atypischen Ver-

tragsgestaltungen liegen.

Soweit das Bundesfinanzministerium aus Vereinfachungsgründen von 

der Marktüblichkeit ausgeht, wenn für ein Darlehen mit einem Zins-

festschreibungszeitraum von mindestens fünf Jahren ein Disagio in 

Höhe von bis zu fünf Prozent vereinbart worden ist, bedeute dies eine 

Sachverhaltstypisierung, die die tatrichterliche Würdigung erleichtert. 

Handelt es sich jedoch, wie vorliegend, um ein Disagio von mehr als 

fünf Prozent, so treffe die genannte Nichtbeanstandungsgrenze keine 

Aussage.

Ausgehend von diesen Grundsätzen habe das FG im Streitfall keine 

hinreichenden Feststellungen zur Marktüblichkeit der streitbefange-

nen Disagio- und Zinsvereinbarung getroffen. Diese müsse es jetzt 

nachholen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 08.03.2016, IX R 38/14
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Insolvenzverwalterin darf Wahlrecht zur getrennten 
Veranlagung ausüben

Eine Insolvenzverwalterin für den Insolvenzschuldner darf das Wahl-

recht zur getrennten Veranlagung ausüben. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Münster entschieden. Die Revision um Bundesfinanzhof hat es 

zugelassen.

Die Klägerin ist Insolvenzverwalterin (Treuhänderin) über die Vermö-

gen zweier Eheleute. Die Eheleute gaben für das Jahr der Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens eine Einkommensteuererklärung ab, die aus-

schließlich Lohneinkünfte enthielt und in der sie die Zusammenver-

anlagung beantragten. Das Finanzamt erließ daraufhin für Zeiträume 

nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens gegenüber den Eheleuten 

entsprechende Einkommensteuerbescheide. Diese führten zu Nach-

zahlungsverpflichtungen, die für beide Eheleute jeweils unter 25 

Euro lagen. Hiergegen legte die Klägerin Einspruch ein, mit der sie die 

Durchführung einer getrennten Veranlagung für die Eheleute bean-

tragte. Hintergrund war, dass sich aus einer getrennten Veranlagung 

für die Ehefrau ein Erstattungsanspruch in Höhe von rund 2.800 Euro 

ergäbe. Das Finanzamt verwarf den Einspruch als unzulässig, weil der 

Einkommensteuerbescheid nur das insolvenzfreie Vermögen der Ehe-

leute betreffe.

Das FG gab der Klage statt, indem es das Finanzamt verpflichtete, eine 

getrennte Veranlagung für die Insolvenzschuldner durchzuführen. Die 

Klägerin sei als Treuhänderin der Ehefrau befugt gewesen, eine ge-

trennte Veranlagung zu beantragen. Dieses Wahlrecht gehöre zu den 

Rechten eines Insolvenzverwalters, weil es sich um ein vermögensbe-

zogenes und damit der Insolvenzmasse zuzuordnendes Recht handele. 

Zur Insolvenzmasse gehöre das gesamte Vermögen des Insolvenz-

schuldners einschließlich des Vermögens, das er während des Verfah-

rens erlangt. Lediglich nicht pfändbare Gegenstände seien ausgenom-

men. Einkommensteuererstattungsansprüche seien jedoch auch dann 

pfändbar, wenn der Insolvenzschuldner ausschließlich pfändungsfrei-

en Arbeitslohn bezogen hat. Da die Klägerin als Partei kraft Amtes be-

fugt gewesen sei, den Einspruch einzulegen, sei es unerheblich, dass 

der Bescheid ihr nicht bekannt gegeben worden sei. Der Antrag auf ge-

trennte Veranlagung sei auch nicht willkürlich oder rechtsmissbräuch-

lich, weil sich für die Ehefrau ein der Insolvenzmasse zuzuordnender 

Erstattungsanspruch gegen das Finanzamt ergebe. Aus diesem Grund 

sei auch kein Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten anzunehmen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 22.04.2016, 2 K 2410/14 E

Kindergeldverfahren: Beweislast für Vorliegen  
inländischen Wohnsitzes liegt beim Anspruchsteller

Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen eines inländischen 

Wohnsitzes oder eines gewöhnlichen Aufenthaltes im Inland obliegt 

im Kindergeldverfahren dem Kläger. Erforderlich ist laut Finanzgericht 

(FG) Hamburg insbesondere, dass er darlegt und beweist, wann er im 

Inland gewesen ist. Eine nur vorübergehende oder notdürftige Unter-

bringungsmöglichkeit reiche nicht aus, ebenso nicht eine bloße Schlaf-

stelle in Betriebsräumen.

Innehaben der Wohnung bedeute, dass der Anspruchsteller tatsächlich 

über sie verfügen kann und sie als Bleibe entweder ständig benutzt 

oder sie doch mit einer gewissen Regelmäßigkeit – wenn auch in grö-

ßeren Zeitabständen – aufsucht. Die Nutzung müsse zu Wohnzwecken 

erfolgen. Eine Nutzung zu ausschließlich beruflichen oder geschäftli-

chen Zwecken reicht nach Angaben des FG nicht aus, ebenso wenig 

ein nur gelegentliches Verweilen während unregelmäßig aufeinander 

folgender kurzer Zeiträume zu Erholungszwecken. Schließlich müsse 

das Innehaben der Wohnung unter Umständen erfolgen, die darauf 

schließen lassen, dass die Person die Wohnung beibehalten wird. Zur 

Bestimmung des insoweit zu berücksichtigenden Zeitmoments könne 

im Rahmen des § 8 Abgabenordnung (AO) auf die in § 9 Satz 2 AO 

normierte Sechsmonatsfrist zurückgegriffen werden.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 12.04.2016, 6 K 138/15

Unterhaltsleistungen sind auch bei mehrjähriger 
Steuernachzahlung abziehbar

Unterhaltsleistungen sind auch bei einer Steuernachzahlung für einen 

mehrjährigen Zeitraum als außergewöhnliche Belastung abziehbar. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger erzielte Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit und gewährte 

seinen beiden volljährigen Söhnen, die auswärtig studierten, Unterhalt 

in Höhe von jeweils 8.004 Euro. Diese Aufwendungen machte er in 
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seiner Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche Belastun-

gen gemäß § 33a Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 

geltend. Danach ermäßigt sich die Einkommensteuer dadurch, dass 

Aufwendungen, die dem Steuerpflichtigen für den Unterhalt einer ihm 

oder seinem Ehegatten gegenüber gesetzlich unterhaltsberechtigten 

Person erwachsen, bis zu einer Höchstgrenze vom Gesamtbetrag der 

Einkünfte abgezogen werden. Voraussetzung ist hierfür insbesondere, 

dass dem Leistenden nach Abzug der Unterhaltsleistungen noch ange-

messene Mittel zur Bestreitung des eigenen Lebensbedarfs verbleiben 

(so genannte Opfergrenze).

Das Finanzamt berücksichtigte die Unterhaltsleistungen im Hinblick 

auf diese Opfergrenze nicht. Der Kläger habe zwar im Streitjahr – nach 

einem Dreijahresmittel berechnet – ein Jahreseinkommen in Höhe von 

etwa 480.000 Euro erzielt. Dem stünden im Streitjahr jedoch Einkom-

mensteuernachzahlungen für die Jahre 2010 bis 2012 in Höhe von cir-

ca 564.000 Euro gegenüber.

Demgegenüber hatte das Finanzgericht (FG) die Unterhaltsleistungen 

zum Abzug nach § 33a EStG zugelassen. Der BFH hat das Urteil des 

FG im Ergebnis bestätigt. Zwar seien auch nach der Rechtsprechung 

des BFH Steuerzahlungen bei der Berechnung des maßgeblichen Net-

toeinkommens grundsätzlich in dem Jahr zu berücksichtigen, in dem 

sie gezahlt wurden. Steuerzahlungen für mehrere Jahre dürften jedoch 

nicht zu erheblichen Verzerrungen des unterhaltsrechtlich maßgebli-

chen Einkommens im Jahr der Unterhaltsleistung führen. Daher seien 

die im maßgeblichen Dreijahreszeitraum geleisteten durchschnittli-

chen Steuerzahlungen zu ermitteln und vom „Durchschnittseinkom-

men“ des Streitjahres abzuziehen.

Somit sei das für den maßgeblichen Dreijahreszeitraum (2010 bis 

2012) ermittelte Durchschnittseinkommen des Klägers in Höhe von 

circa 480.000 Euro nur um eine durchschnittliche Steuerzahlung in 

Höhe von circa 188.000 Euro zu vermindern. Dem Kläger waren da-

nach laut BFH auch unter Berücksichtigung der Unterhaltsleistungen 

an die beiden Söhne angemessene Mittel zur Bestreitung des eigenen 

Lebensbedarfs verblieben.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.04.2016, VI R 21/15

Erbschaftsteuerrecht: 10 Jahre im geerbten Objekt 
nicht nur wohnen, sondern es auch „besitzen“

Erbt der Sohn der Eigentümerin eines Einfamilienhauses, so kann er 

das Objekt erbschaftsteuerfrei übernehmen, wenn er darin einzieht. 

Gibt er das Haus jedoch einige Jahre später an seine Kinder weiter, 

so genügt es nicht, dass er sich das Nießbrauchrecht und das Dauer-

wohnrecht darin vorbehält – er muss für die an „zehn“ verbliebenden 

Jahre Erbschaftsteuer bezahlen. 

Bedingung für die Steuerfreiheit ist nämlich, dass er das durch die Erb-

schaft erworbene Eigentum daran behält. 

Hessisches FG, 1 K 2275/15 vom 15.02.2016

Zinsen aus Ehegatten-Darlehen:  
Verfassungsbeschwerde erfolglos

Zinsen aus Darlehen unterliegen grundsätzlich der Abgeltungsteuer 

von 25 %. Davon gibt es jedoch einige Ausnahmen: So werden bei 

Darlehensverträgen zwischen nahestehenden Personen die erhalte-

nen Zinsen mit dem – meist höheren – persönlichen Steuersatz des 

Darlehensgebers versteuert, wenn der Darlehensnehmer die gezahlten 

Zinsen bei sich als Werbungskosten oder Betriebsausgaben absetzen 

kann.

Nach einem Urteil des BFH vom 28.1.2015 gelten als nahestehende 

Personen u. a. Ehepartner, sofern hier eine finanzielle Abhängigkeit des 

Darlehensnehmers (hier die Ehefrau) vom Darlehensgeber (hier der 

Ehemann) vorliegt. Gegen das Urteil hatte der beim BFH unterlegene 

Ehemann Verfassungsbeschwerde eingelegt, die aber nicht angenom-

men wurde.

BVerfG, Beschluss vom 7. 4. 2016, 2 BvR 623/15
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Arbeitnehmer

Zusatzkrankenversicherung vom Arbeitgeber:  
Gilt die 44-Euro-Freigrenze für Sachbezüge?

Viele Arbeitgeber bieten ihren Mitarbeitern eine betriebliche Zusatz-

krankenversicherung an. Die Frage ist, ob es sich dabei um Barlohn 

oder um Sachbezüge handelt. Denn nur für Sachbezüge können Sie als 

Arbeitnehmer von der monatlichen 44-Euro-Freigrenze profitieren.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung handelt es sich bei Zukunftssi-

cherungsleistungen des Arbeitgebers um Barlohn. Das soll selbst dann 

gelten, wenn der Arbeitgeber Versicherungsnehmer ist und der Arbeit-

nehmer lediglich die versicherte Person (BMF-Schreiben vom 10. 10. 

2013, BStBl. 2013 I S. 1301; Verfügung der OFD Frankfurt vom 26. 4. 

2016, S 2334 A – 104 – St 211).

Diese Auffassung wird nun vom Bundesfinanzhof überprüft. Der Fall: 

Ein Arbeitgeber schloss als Versicherungsnehmer für seine Mitarbeiter 

als versicherte Personen Verträge über eine betriebliche Krankenzu-

satzversicherung ab, die Leistungen für zusätzliche Vorsorgeuntersu-

chungen, eine stationäre Zusatzversicherung (Unterbringung in einem 

Zweibettzimmer, Chefarztbehandlung) und Zahnersatzleistungen um-

fasste. Arbeitgeber und Finanzamt versteuerten beim Mitarbeiter die 

monatlichen Beiträge hierfür in Höhe von 36,42 Euro als Arbeitslohn.

Dagegen hat ein Arbeitnehmer erfolgreich geklagt: Das Finanzgericht 

entschied, dass es sich hierbei um Sachbezüge handelt, und da im kon-

kreten Fall die 44-Euro-Freigrenze nicht überschritten wird, die Beiträ-

ge letztlich steuerfrei sind. Entscheidend für die Qualifizierung der Bei-

träge als Sachbezüge war für die Finanzrichter, dass der Arbeitnehmer 

nur einen Anspruch auf die Versicherungsleistungen, nicht jedoch auf 

Auszahlung hat.

Sächsisches FG vom 16. 3. 2016, 2 K 192/16; Az. der Revision VI R 13/16

Gründungszuschuss: Einkommen und Vermögen  
spielen keine Rolle

Der Gründungszuschuss ist eine Kann-Leistung, auf die kein Rechtsan-

spruch besteht, sondern die nach dem Ermessen der Arbeitsagenturen 

gewährt wird. Allerdings dürfen Arbeitsagenturen einen Antrag auf 

Gründungszuschuss nicht wegen der finanziellen Leistungsfähigkeit 

des Antragstellers ablehnen.

Dies hat ein Urteil des Landessozialgerichts Hessen deutlich gemacht:

Ein arbeitsloser IT-Consultant hatte bei der Agentur für Arbeit einen 

Gründungszuschuss zur Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit als 

Berater beantragt. Mit der Begründung, der Consultant verfüge auf-

grund seiner dargestellten Einnahmen- und Vermögenssituation über 

genügend finanzielle Ressourcen, um das Gründungsvorhaben selbst 

zu finanzieren, wurde der Antrag abgelehnt.

Eine Bedürftigkeitsprüfung darf aber bei der Bearbeitung eines Antrags 

auf Gründungszuschuss keine Rolle spielen. Das ist in Worten des Ge-

richts „ermessensfehlerhaft“. Der Consultant klagte und hatte Erfolg. 

Die Arbeitsagentur muss nun erneut über seinen Antrag entscheiden.

LSG Hessen, Urteil vom 18.3.2016, Az. L 7 AL 99/14

Gesundheitsbewusstes Verhalten mindert  
Sonderausgabenabzug nicht

Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse im Rahmen eines Bonuspro-

gramms dem Krankenversicherten die von ihm getragenen Kosten 

für Gesundheitsmaßnahmen, mindern diese Zahlungen nicht die als 

Sonderausgaben abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge, wie der 

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Die Kläger hatten Krankenversicherungsbeiträge als Sonderausgaben 

gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1a des Einkommensteuergesetzes geltend 

gemacht. Ihre Krankenkasse bot zur Förderung gesundheitsbewussten 

Verhaltens ein Bonusprogramm an. In der streitgegenständlichen Bo-

nusvariante gewährte sie den Versicherten, die bestimmte kostenfreie 

Vorsorgemaßnahmen in Anspruch genommen hatten, einen Zuschuss 

von jährlich bis zu 150 Euro für Gesundheitsmaßnahmen, die von den 

Versicherten privat finanziert worden waren. Das Finanzamt sah in die-

sem Zuschuss eine Erstattung von Krankenversicherungsbeiträgen und 

verrechnete ihn mit den in diesem Jahr gezahlten Beiträgen. Dement-

sprechend ging es davon aus, dass auch die abziehbaren Sonderausga-

ben entsprechend zu mindern seien.

Das Finanzgericht gab der Klage statt, da es sich nicht um die Erstattung 

von Beiträgen handele. Der BFH bestätigte das Urteil. Die streitgegen-

ständliche Bonuszahlung führe nicht dazu, dass sich an der Beitragslast 

der Versicherten zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschut-

zes etwas ändere. Die Zahlung habe ihren eigentlichen Rechtsgrund 
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in einer Leistung der Krankenkasse, nämlich der Erstattung der von 

den Versicherten getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendungen. 

Die Bonuszahlung stehe nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit 

den Beiträgen zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes, 

sondern stelle eine Erstattung der vom Steuerpflichtigen getragenen 

gesundheitsbezogenen Aufwendungen dar. Dem steht aus Sicht des 

BFH auch nicht entgegen, dass die Krankenkasse die Bonuszahlung als 

erstatteten Beitrag angesehen und elektronisch im Wege des Kontroll-

meldeverfahrens übermittelt hatte. Dem kommt nach der Entschei-

dung des BFH keine Bindungswirkung zu.

Mit diesem Urteil, das sich lediglich auf die Bonusvariante in Form ei-

ner Kostenerstattung bezieht, widerspricht der BFH ausdrücklich der 

Auffassung der Finanzverwaltung (vgl. Schreiben des Bundesministe-

riums der Finanzen vom 19.08.2013, IV C 3 - S 2221/12/10010:004 

und IV C 5 - S 2345/08/0001), die in allen Krankenkassenleistungen 

aufgrund eines Bonusprogramms eine Beitragserstattung gesehen hat.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 01.06.2016, X R 17/15

Lkw-Fahrer: Von Arbeitgeber bestimmter Ort kann 
als erste Tätigkeitsstätte zu behandeln sein

Wenn ein Arbeitnehmer (hier: ein Lkw-Fahrer) keine erste Tätigkeits-

stätte nach § 9 Absatz 4 Einkommensteuergesetz (EStG 2014) hat und 

der Arbeitgeber einen Ort bestimmt, von dem aus Einsatzorte aufzusu-

chen sind, so sind die Fahrten des Arbeitnehmers von seiner Wohnung 

zu diesem Ort wie Fahrten zu einer ersten Tätigkeitsstätte zu behan-

deln. Für diese Fahrten gelten die Grundsätze der Entfernungspauscha-

le, nicht aber Reisekostengrundsätze. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Nürnberg entschieden.

Der Kläger war im Streitjahr 2014 vom 01.01.2014 bis 12.05.2014 in 

A und vom 13.05.2014 bis 31.12.2014 in B als Lkw-Fahrer zum Trans-

port von Schüttgütern tätig. Den leeren Lkw holte er arbeitstäglich 

am selben Betriebsstandort seines jeweiligen Arbeitgebers ab, um zu 

entsprechenden Ladestationen zu fahren und die Ladung zum Ablade-

ort zu transportieren. Der Kläger begehrte die steuerliche Berücksich-

tigung seiner täglichen Fahrten zum Firmensitz mit den tatsächlichen 

Kosten. Das Finanzamt setzte dagegen nur die Entfernungspauschale 

an. Mit seiner Klage hatte er keinen Erfolg.

Das Finanzamt sei zutreffend davon ausgegangen, dass der Kläger 

nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG 2014 in Verbindung mit 

§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 und Absatz 2 EStG 2014 für die Fahrten von 

der Wohnung zum Firmensitz nur noch die Entfernungspauschale gel-

tend machen könne. Denn er habe nach den arbeitsrechtlichen Festle-

gungen sowie den diese ausfüllenden Weisungen und Absprachen zur 

Aufnahme seiner beruflichen Tätigkeit (Abholung des Lkw) dauerhaft 

denselben Ort (Firmensitz des Arbeitgebers) aufsuchen müssen.

Habe ein Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte nach § 9 Absatz 4 

EStG 2014 und bestimme der Arbeitgeber durch dienst- oder arbeits-

rechtliche Festlegungen (einschließlich Absprachen und Weisungen), 

dass der Arbeitnehmer sich dauerhaft typischerweise arbeitstäglich an 

einem festgelegten Ort, der die Kriterien für eine erste Tätigkeitsstätte 

nicht erfüllt, einfinden soll, um von dort seine unterschiedlichen ei-

gentlichen Einsatzorte aufzusuchen oder seine berufliche Tätigkeit auf-

zunehmen, würden die Fahrten des Arbeitnehmers von der Wohnung 

zu diesem vom Arbeitgeber festgelegten Ort gemäß § 9 Absatz 1 Satz 

3 Nr. 4a Satz 3 EStG 2014 wie Fahrten zu einer ersten Tätigkeitsstätte 

behandelt. Für diese Fahrten dürften Fahrtkosten nur im Rahmen des § 

9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 und Absatz 2 EStG 2014 (Entfernungspauscha-

le) angesetzt werden. Davon sei im Streitfall auszugehen, so das FG.

Nach seinem eigenen Vortrag habe der Kläger den jeweiligen Firmen-

sitz arbeitstäglich aufsuchen müssen, um den leeren Lkw von seinem 

Standort am Betrieb abzuholen, um von dort seine berufliche Tätig-

keit auszuüben (Vornahme von Schüttfahrten). In der Anweisung des 

jeweiligen Arbeitgebers, den leeren Lkw typischerweise arbeitstäglich 

von seinem Standort am Betrieb abzuholen, sei eine arbeitsrechtliche 

Festlegung im Sinne von § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG 2014 

zu sehen, den Firmensitz dauerhaft typischerweise arbeitstäglich auf-

zusuchen, um von dort die berufliche Tätigkeit auszuüben. Ob die Be- 

oder Entladetätigkeiten dabei innerhalb oder außerhalb des Betriebs-

geländes zu erledigen waren, sei unbeachtlich.

Darin, dass die arbeitstäglichen Fahrten des Klägers zum Betriebssitz 

des Arbeitgebers wie Fahrten zu einer ersten Tätigkeitsstätte behan-

delt werden, liege kein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz ge-

genüber allen anderen Arbeitnehmern. Der Kläger unterscheide sich 

nicht von anderen Arbeitnehmern, die ebenfalls eine ortsfeste betrieb-

liche Einrichtung arbeitstäglich aufsuchen und deren Aufwendungen 
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für die Fahrten von der Wohnung zur Arbeitsstätte ebenfalls nur nach 

den Grundsätzen der Entfernungspauschale berücksichtigungsfähig 

sind, so das FG Nürnberg. Es verneinte auch einen Verstoß gegen das 

objektive Nettoprinzip. Der Kläger habe sich durch das dauerhafte 

arbeitstägliche Aufsuchen der ortsfesten betrieblichen Einrichtung in 

unterschiedlicher Weise auf die immer gleichen Wege einstellen und 

so auf die Minderung der Wegekosten hinwirken können.

Finanzgericht Nürnberg, Urteil vom 13.05.2016, 4 K 1536/15

Altersrente: Beweislast für Zahlung von Renten- 
beiträgen während der Ausbildung tragen Versicherte

Die Beweislast für die Zahlung von Rentenbeiträgen während der Aus-

bildung tragen im Zusammenhang mit der Altersrente die Versicher-

ten. Dies stellt das Sozialgericht (SG) Mainz klar.

Ein 1954 geborener Mainzer begehrte von der Deutschen Rentenver-

sicherung Rheinland-Pfalz die Anerkennung einer nicht abgeschlosse-

nen Ausbildung zum Raumausstatter in den Jahren 1969 bis 1972. Bei 

Anerkennung dieser Zeiten hätte er zu einem früheren Zeitpunkt in 

Rente gehen können. Er erklärte jedoch, dass er keine Unterlagen mehr 

vorlegen könne und dass das Unternehmen auch nicht mehr existiere; 

der Inhaber sei verstorben.

Die Rentenversicherung, der die Abführung von Rentenbeiträgen für 

diese Zeit nicht gemeldet worden war, forschte ohne Erfolg bei den 

betroffenen Krankenkassen, der Deutschen Rentenversicherung Hes-

sen und der Deutschen Rentenversicherung Bund nach. Sodann lehnte 

die Behörde die Anerkennung der Zeiten ab. Auch eine Bestätigung der 

Kreishandwerkerschaft, aus der zumindest der Abschluss eines Ausbil-

dungsvertrages hervorging, änderte hieran nichts. Aus der Bestätigung 

ergebe sich nicht, dass dem Kläger damals eine Ausbildungsvergütung 

gezahlt worden sei und dass Sozialversicherungsbeiträge abgezogen 

worden seien.

Gegen die Entscheidung der Rentenversicherung zog der Kläger vor 

das SG Mainz. In der mündlichen Verhandlung legte er nochmals dar, 

keinerlei Unterlagen mehr für diesen Zeitraum zu haben. Es werde Un-

mögliches von ihm verlangt, da Unterlagen über die Abführungen von 

Sozialabgaben nur der Arbeitgeber habe. Er könne aber Zeugen für die 

Ausbildung benennen.

Das SG Mainz hat die Entscheidung der Rentenversicherung bestätigt 

und die Klage abgewiesen. Das Gericht führt aus, dass zwar davon 

ausgegangen werden könne, dass der Kläger tatsächlich in der ange-

gebenen Zeit die geltend gemachte Ausbildung absolviert habe. Nach 

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts führe die Glaubhaft-

machung eines versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses 

aber nicht dazu, dass auch die Abführung von Sozialversicherungsbei-

trägen glaubhaft gemacht sei. Stattdessen müsse beides getrennt be-

urteilt werden.

Für die Abführung beziehungsweise den Abzug dieser Beiträge von ei-

ner Ausbildungsvergütung fänden sich im Fall des Klägers aber keine 

Beweise mehr. Diese Nichterweislichkeit gehe zu seinen Lasten. Im 

Übrigen werde nichts Unmögliches von ihm verlangt, denn über alte 

Korrespondenz mit den Kranken- oder Rentenversicherungsträgern, 

alten Gehaltsabrechnungen oder Kontoauszügen oder die Benennung 

von Zeugen könne auch ein Arbeitnehmer grundsätzlich die Abführung 

von Beiträgen glaubhaft machen.

Sozialgericht Mainz, Urteil vom 17.06.2016, S 10 R 511/14

Arbeitslosengeld: Elternzeit nach dem dritten  
Lebensjahr des Kindes kann Anspruch ausschließen

Eltern haben einen Anspruch auf Übertragung eines Teils der Eltern-

zeit über das dritte Lebensjahr ihres Kindes hinaus. Nach Vollendung 

des dritten Lebensjahres des Kindes besteht allerdings keine Versi-

cherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung nach dem Sozialge-

setzbuch Drittes Buch (SGB III) mehr. Beträgt die nach dem dritten 

Lebensjahr des Kindes in Anspruch genommene Elternzeit mehr als 12 

Monate, kann dies zu einem Verlust des Anspruchs auf Arbeitslosen-

geld führen. Arbeits- und Sozialrecht sind insoweit nicht vollständig 

harmonisiert.

Nachdem das Bundessozialgericht und das Bundesverfassungsgericht 

einen eingeschränkten Versicherungsschutz in der Arbeitslosenversi-

cherung bereits als verfassungskonform gewertet haben, hat das LSG 

Rheinland-Pfalz in seiner Entscheidung vom 30.08.2016 auch einen 

Verstoß gegen europarechtliche Vorgaben verneint.

Die Klägerin hatte sowohl nach der Geburt ihres ersten als auch nach 

der Geburt ihres zweiten Kindes jeweils ein Jahr der Elternzeit auf die 
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Zeit nach Vollendung des dritten Lebensjahres ihrer Kinder übertragen 

und insgesamt ca. 14,5 Monate Elternzeit nach Vollendung des dritten 

Lebensjahres ihres jüngsten Kindes in Anspruch genommen. Unmit-

telbar im Anschluss war sie arbeitslos, weil sie im Rahmen eines ar-

beitsgerichtlichen Vergleichs der Auflösung ihres Arbeitsverhältnisses 

zugestimmt hatte. Ihr Antrag auf Arbeitslosengeld wurde abgelehnt: 

Sie war während der ca. 14,5 Monate nicht in der Arbeitslosenversi-

cherung versicherungspflichtig und erfüllte deshalb die für einen An-

spruch auf Arbeitslosengeld notwendige Mindestversicherungszeit 

nicht mehr.

Die vor dem Sozialgericht Mainz erhobene Klage hatte keinen Erfolg. 

Diese Entscheidung hat das LSG Rheinland-Pfalz nun bestätigt. Es sei 

nicht zu beanstanden, dass die nach der Vollendung des dritten Le-

bensjahres des Kindes in Anspruch genommene Elternzeit keine Versi-

cherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung begründe. Darin liege 

kein Verstoß gegen europäisches Recht, etwa gegen die „Richtlinie 

2010/18/EU des Rates vom 08.03.2010 zur Durchführung der von 

BUSINESSEUROPE, UEAPME, CEEP und EGB geschlossenen überar-

beiteten Rahmenvereinbarung über den Elternurlaub und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 96/34/EG“. Der deutsche Gesetzgeber sei mit den 

nationalen Regelungen deutlich über die europäischen Mindestvorga-

ben hinausgegangen. Verlangt werde von den Mitgliedstaaten nur die 

Einräumung eines Anspruchs auf eine viermonatige Elternzeit. Nur in 

diesem Mindestumfang müsse der nationale Gesetzgeber auch das eu-

roparechtliche Verlangen nach sozialrechtlicher Kontinuität beachten, 

dürfe also den Eltern grundsätzlich nicht den Schutz durch eine Versi-

cherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung versagen. Die natio-

nalen Regelungen schützten Arbeitnehmer auch deshalb hinreichend, 

weil diese während der Elternzeit einem Kündigungsschutz unterlägen. 

Die dem am 30.08.2016 entschiedenen Fall zu Grunde liegende Kon-

stellation habe daher nur durch die Mitwirkung der Klägerin – durch 

Zustimmung zu der Aufhebung ihres Arbeitsverhältnisses in dem ar-

beitsgerichtlichen Vergleich – eintreten können.

LSG Rheinland-Pfalz, Pressemitteilung vom 31.08.2016 zum Urteil L 1 

AL 61/14 vom 30.08.2016

Großer Altersunterschied: Betriebliche Witwenrente 
darf gekürzt werden

Eine Pensionsordnung kann die Höhe der Witwenrente bei einem gro-

ßen Altersunterschied zwischen den Ehepartnern anteilig kürzen. Dies 

stellt keine unzulässige Benachteiligung wegen des Alters im Sinne des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) dar.

Der ehemalige Arbeitnehmer und Betriebsrentner war im Jahr 2013 

im Alter von 70 Jahren verstorben. Die fast 30 Jahre jüngere Ehefrau 

konnte daraufhin betriebliche Witwenrente beanspruchen. Nach der 

Pensionsordnung vermindert sich die Pension für jedes Jahr, um wel-

ches der Altersunterschied 15 Jahre übersteigt, um fünf Prozent des 

vorgesehenen Betrages. Aus diesem Grund kürzte der Arbeitgeber die 

Witwenrente um 70 %. Gegen diese Kürzung wandte sich die Witwe 

mit ihrer Klage unter anderem mit der Begründung, es liege eine unge-

rechtfertigte Benachteiligung wegen des Alters im Sinne des AGG vor.

Das Arbeitsgericht nahm zwar eine Benachteiligung wegen des Alters 

im Sinne des AGG an, hielt diese aber für gerechtfertigt. Die Kürzung 

führe zu einer Begrenzung der finanziellen Belastungen des Arbeitge-

bers durch eine verlässliche Kalkulationsmöglichkeit, die auch im In-

teresse der weiteren Arbeitnehmer und zukünftiger Betriebsrentner 

liege. Die konkrete Gestaltung sei auch angemessen und erforderlich, 

um diesem Ziel gerecht zu werden.

Gegen das Urteil kann Berufung beim Landesarbeitsgericht Köln ein-

gelegt werden.

ArbG Köln, Pressemitteilung vom 23.08.2016 zum Urteil 7 Ca 6880/15 

vom 20.07.2016


